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e Sonnleitner freut sich auf Klagen

Bald sollen Widersprüche gegen „CMA-Abgabe“ abgelehnt werden.
Dann bliebe nur der Klageweg. Grundlage ist ein Gesetzentwurf

Auf der Grünen Woche gab sich der 
DBV-Präsident Gerd Sonnleitner zu-

versichtlich, dass die Finanzmisere der 
CMA bald aufgehoben werde. Denn die 
Bundesregierung habe einen Gesetzentwurf 
zur Änderung des Absatzfondsgesetzes vor-
gelegt, der im Mai/Juni beschlossen werde. 
Dann, so Sonnleitners Interpretation, sei 
eine neue gesetzliche Grundlage geschaffen. 
Auf dieser Grundlage werde es dann vor-
bei sein damit, dass Widersprüche gegen die 
Bescheide zur „CMA-Zwangsabgabe“ ein-
fach rechtswirksam angenommen werden. 
Dann würden die Widersprüche ablehnend 
beschieden. Für die Unternehmen, die den 
Widerspruch dann rechtswirksam halten 
wollen, bliebe nur der Klageweg, und der 
koste Geld, so Sonnleitner.
Bekanntlich hat ein großer Teil der abgabe-
pflichtigen Unternehmen – es wird von 40 
bis 50 % gesprochen – Widerspruch gegen 

Bauern eingezogen. Beachtlich ist auch, 
dass Sonnleitner sich darüber auslässt, 
wie mit Widersprüchen umgegangen wird. 
Denn weder der DBV noch der Absatz-
fonds, dessen Verwaltungsrat Sonnleitner 
vorsitzt, hat mit den Abgabebescheiden 
und den Widersprüchen zu tun. Das ist 
letztlich allein Sache der Bundesanstalt für 
Ernährung und Landwirtschaft (BLE), die 
dem Bundesministerium untersteht.

Gesetzentwurf
Grundlage für Sonnleitners Zuversicht, 
bald wieder mehr Bauerngelder bei der 
CMA landen zu sehen, ist ein Gesetzent-
wurf des Bundesministeriums (BMELV), 
der kurz vor Weihnachten vom Bundes-
kabinett angenommen worden ist. Aller-
dings handelt es sich nur um eine „kleine 
Novelle“, die am Absatzfondsgesetz nur 
technische Änderungen vornimmt. Alle 

Änderungen gehen auf die 
Kritik des Verwaltungs-
gerichts Köln am Absatz-
fondsgesetz in keiner Weise 
ein. Die Kölner Richter sind 
in einem Klageverfahren zu 
dem Schluss gekommen, 
dass das geltende Gesetz 
mit dem Grundgesetz nicht 
mehr vereinbar sei, und ha-
ben das Bundesverfassungs-
gericht zur Klärung dieser 
Frage angerufen. 
Sonnleitners Hoffnung 
stützt sich allein auf den 
Text der „Begründung“ der 

Novelle. Darin legt die Bundesregierung 
außergewöhnlich ausführlich ihre Sicht 
über die angeblich hohe Bedeutung der 
CMA für die deutsche Land- und Ernäh-
rungswirtschaft dar. Offenbar soll damit 
das Signal an Karlsruhe gesendet werden, 
dass der Gesetzgeber sich voll hinter Ab-
satzfonds und CMA stellt. 
Ob die Karlsruher Richter sich von den 
Ausführungen der Bundesregierung beein-
drucken lassen, bleibt abzuwarten, denn 
sie werden nicht vor Ende 2008 entschei-
den. Fraglich ist aber auch, ob die Strate-
gie von DBV, CMA und Bundesregierung 
aufgeht, wonach die Gesetzesänderung 
ausreicht, um die Widersprüche gegen die 
Beitragsbescheide abzuschmettern. Es geht 
weiter, nun wieder vor Gericht. uj

4 Agrarpolitik 2-2007

DBV-Präsident Sonnleitner hatte auf der Grünen Woche seine 
wahre Freude. Foto: IGW 

Bauernkinder nun doch gleichberechtigt
Im Zuge der umstrittenen Gesundheitsreform von CDU/CSU und 
SPD wird es nun doch keine Benachteiligung der Bauernfamilien 
bei der Krankenversicherung der Kinder geben. Die Pläne der Bun-
desregierung sahen zunächst vor, dass die Landwirte nicht von den 
Steuermitteln profitierten könnten, die der Bund in den Gesund-
heitsfonds gibt, um die Kinder der gesetzlich Versicherten beitrags-
frei mitzuversichern. Minister Seehofer hatte sich auf der Grünen 
Woche noch hinter diesen Kabinettsbeschluss gestellt, gleichzeitig 
aber angekündigt, dass die Landwirte sofort mit einbezogen wür-
den, sobald der Betrag an Steuergeldern erhöht würde. Dass die 
Landwirte nun schon einbezogen werden, hängt offenbar mit der 
Erhöhung der Steuergelderbeträge um zunächst jährlich eine Milli-
arde Eure zusammen, die für versicherungsfremde Leistungen ein-
gesetzt werden sollen. pm

Kanada verklagt USA vor WTO
Kanada ist mit einigen Agrarsubventionen der USA nicht einver-
standen und hat nun in der WTO eine Klage initiiert. Auf der 
Mängelliste stehen die Subventionen für die US-Maiserzeuger wie 
auch das Gesamtniveau der handelsverzerrenden Stützung. Kanada 
begründet die Klage mit Zahlungen Washingtons an die Maispro-
duzenten. Die haben in den vergangenen zwei Wirtschaftsjahren 
durchschnittlich knapp sieben Milliarden Euro erhalten. Nach 
Ansicht Kanadas haben diese Zahlungen die Märkte in Kanada 
durcheinander gebracht. Außerdem vermutet die kanadische 
Regierung, dass die USA ihre Obergrenze für handelsverzerrende 
Unterstützung überschritten hat. Sowohl die USA als auch die EU 
haben für die letzten Jahre noch nicht ihre Zahlungen nach Genf 
gemeldet. Mit diesem Fall wird in der WTO zum ersten mal wegen 
internen Agrarzahlungen gestritten. bet

Futter-Deklaration verteidigt
In der Agrarzeitung Ernährungsdienst wurde wie folgt über die 
Auseinandersetzung um die Pflicht der Futtermittelhersteller, die 
Inhaltstoffe des Futters offenzulegen, berichtet: „Der Versuch von 
Europaabgeordneten, die offene Deklaration von Mischfuttermit-
teln grundsätzlich abzuändern, ist gescheitert. Einige Abgeordnete 
wollten die Pflicht zu prozentgenauen Angaben kippen, um den 
Know-how-Schutz für die Hersteller zu verbessern. Der Berichter-
statter Friedrich Wilhelm Graefe zu Baringdorf von den Grünen 
bestand dagegen auf dem Recht des Landwirts, bei Nachfrage den 
Prozentsatz von Einzelkomponenten zu erfahren. Die Abgeordne-
ten einigten sich auf einen Waffenstillstand. Sie hielten sich streng 
an ein Urteil des Europäischen Gerichtshofes und damit an den 
Kommissionsvorschlag. So bleibt es dabei, dass die Mischfutterher-
steller die Prozentsätze mit einer Toleranz von 15 Prozent kenn-
zeichnen müssen. Der Kunde hat aber zukünftig nicht mehr das 
Recht, den genauen Prozentsatz zu erfahren.“ pm

Münchener Gericht zur CMA-Abgabe
Pressemitteilungen des Deutschen Bauernverbands (DBV) haben 
bei einigen den Eindruck erweckt, als hätte das Verwaltungsgericht 
München sich in der Sache zu der Verfassungsmäßigkeit des Absatz-
fondsgesetzes geäußert. Angeführt wird ein Klageverfahren einer 
bayerischen Molkerei gegen die Bayerische Landesanstalt für Land-
wirtschaft. Die Landesanstalt zieht in Bayern von Molkereien u.a. 
die Beiträge an den Absatzfonds („CMA-Abgabe“) ein. Die Molke-
rei hatte nicht nur Widerspruch gegen den Bescheid eingelegt und 
sich dabei auf das laufende Verfahren vor dem Bundesverfassungs-
gericht berufen. Vielmehr wollte die Molkerei auch durchsetzen, 
dass sie ab sofort die mit Widerspruch behafteten Beiträge nicht 
mehr zahlen muss. Das Verwaltungsgericht München hat diese 
Klage abgewiesen, so dass die Molkerei die Beiträge weiter zah-
len muss. Der Widerspruch ist von der Entscheidung nicht berührt, 
d.h. für den Fall, dass das Absatzfondsgesetz in Karlsruhe kippt, 
bekommt die Molkerei die Beiträge, gegen die sie Widerspruch 
eingelegt hat, zurück. Die Münchener Richter hatten lediglich 
festzustellen, ob die Wahrscheinlichkeit, dass Karlsruhe das Absatz-
fondsgesetz kippt, größer ist als seine Bestätigung. Wäre das der 
Fall, hätte die Klage Aussichten auf Erfolg gehabt. Die Münchener 
sehen aber das Verfahren in Karlsruhe als „völlig offen“ an. In sol-
chen Fällen müssen Abgaben und Steuern gezahlt werden
(AZ M 18 S 06.4166). uj

die Abgabenbescheide eingelegt. Damit wol-
len sie sich das Geld für den Fall sichern, dass 
das Bundesverfassungsgericht in einem an-
hängigen Verfahren (AZ 13 K 2230/05) das 
Absatzfondsgesetz und damit die Zwangs-
abgabe für verfassungswidrig erklärt. Fällt 
das Gesetz, muss der Absatzfonds das Geld 
an die Unternehmen zurückzahlen, die Wi-
derspruch eingelegt haben. Dieser Umstand 
sorgt dafür, dass der Absatzfonds das Geld, 
das mit einem Widerspruch belegt ist, nicht 
der CMA weiterreichen kann, weshalb die 
CMA ihren Haushalt 2007 um 50 Prozent 
kürzen musste. 
Wenn den Unternehmen nun nur der Kla-
geweg bleibt, um die Abgaben zwar weiter 
zu zahlen, aber eben nur unter Vorbehalt, 
dann – so gab Sonnleitner zu verstehen 
– würden es sich viele Unternehmen 
überlegen. 
Bemerkenswert ist an Sonnleitners 
Äußerungen nicht nur sein Verhalten 
gegenüber all den Bauern und Bäue-
rinnen, die ihre Molkereien, Schlacht-
höfe oder anderen Abnehmer zum Wi-
derspruch aufgefordert haben. Denn 
letztlich werden die Abgaben bei den 

An alle CMA Beitragszahler
(also eigentlich alle Landwirte)

Informieren Sie sich über den Hintergrund 
des CMA-Rechtstreits sowie die Möglich-
keiten des Widerspruchs gegen die 
 Zahlungen unter:

www.absatzfonds-absetzen.de

Anzeige
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DBV zu Lidl
Der „Erlebnisbauernhof“ 
von CMA, DBV, FNL auf 
der Grünen Woche (IGW) 
stand ganz im Zeichen des 
Discounters Lidl. In DBV-
Schreiben dazu heißt es: 
„Das Ausstellungskonzept 
von Lidl ist: ... ausschließ-
lich deutsche Produkte 
und deren Vorzüge dar-
zustellen...“. Und weiter: 
„Für die deutschen Bau-
ern ist die Beteiligung von 
Lidl ... interessant: Mit der 
erfolgreichen Expansions-
politik des Unternehmens 
– v.a. in Süd- und Osteu-
ropa – werden Lebens-
mittelprodukte deutscher 
Herkunft im Ausland ... 
verstärkt verkauft.“ Nicht 
zuletzt: „Unmittelbarer 
Image-Nutzen für den 
Ausstellungsbeitrag der 
deutschen Landwirtschaft 
auf der IGW durch mil-
lionenfache Werbung 
ohne Kostenbelastung der 
Landwirte“.

�
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Seit die „Centrale Marketinggesellschaft 
der deutschen Agrarwirtschaft“, kurz 

CMA, im Jahre 1970 staatlich eingeführt 
wurde, um den „Absatz deutscher Agrar-
produkte zu fördern“, war sie Bauern 
ein Ärgernis. Das lag zum einen daran, 
dass ihnen durch den gesetzlichen „Ab-
satzfonds“ bei jedem Verkauf ihrer Pro-
dukte ein Prozentsatz von ca. 0,4 Prozent 
zwangs-abgezogen wurde. Zum anderen 
wurde bald deutlich, dass von der statt-
lichen Summe (2006 ca. 90 Mio. Euro), 
also von Bauerngeldern, die Werbung der 
Ernährungswirtschaft und des Handels für 
deren Produkte subventioniert wurde. 
Diese Regelung entsprach der Doktrin des 
Deutschen Bauernverbands (DBV), die sich 
so zusammenfassen lässt: Je besser es der 
„aufnehmenden Hand“ geht, also den Ab-
nehmern im „nachgelagerten Sektor“, den 
Großgenossenschaften (Landhandel, Mol-
kereien, Schlachtereien) und der übrigen 
Ernährungsindustrie, desto besser wird es 
infolgedessen auch den Bauern gehen. Die 
Realität zeigte und zeigt allerdings, dass 
die Konzerne der Ernährungsindustrie ihre 
Gewinne keineswegs an die Bauern weiter-
geben oder „durchsickern“ lassen.

DBV für Industrie-Interessen
Im Gegenteil: Diese ernährungsindustrie-
orientierte Politik führt dazu, dass die In-
teressenvertretung der Bauern gegenüber 
den direkten Abnehmern ihrer Produkte 
vom DBV vernachlässigt, diskreditiert 
oder sogar unterbunden wird (z.B. Milch-
lieferstreiks gegenüber Molkereien, Forde-
rungen nach genauer Deklaration der Ein-
zelkomponenten im Mischfutter). Wo die 
Unzufriedenheit der Bauern zu groß wird, 
z.B. wegen des Lebensmitteldumpings der 
Handelskonzerne, da organisiert die DBV-
Spitze dann Aktionen, die im wesentlichen 
den „Schulterschluss“ der Bauern mit den 
Molkereien fördern sollen. Einen höheren 
Milchpreis aber muss man letztlich gegen-
über der Molkerei durchsetzen, denn den 
zahlen nicht Lidl und auch nicht Aldi.   
Die CMA ist Ausdruck dieser DBV-Stra-
tegie. Man sieht es nicht nur an der Zu-
sammensetzung der aufgeblähten Gremien 
des Absatzfonds und seiner „Durchfüh-
rungs-Gesellschaften“ CMA und ZMP. 
Man sieht es auch an der Vielzahl der 
Posten vieler Bauernverbandsvertreter in 
den Unternehmen der Ernährungsindus-
trie. Mögen diese aus dem Bestreben nach 
„bäuerlicher Einflussnahme“ oder aus gut-
bezahlter „Postenjägerei“ resultieren – das 
Resultat scheint immer gleich: vor allem 
eine starke Einflussnahme der Ernährungs-
industrie auf den DBV. Daran ändert auch 
eine noch weiter erhöhte Zahl von DBV-
Vertretern im Absatzfonds nichts. 

Es ist kein Wunder, wenn beim „Erlebnis-
bauernhof“ auf der Grünen Woche der 
DBV Arm in Arm mit Lidl, Fleischkon-
zernen, der Ernährungsindustrie und der 
agrarindustrie-dominierten „Förderge-
meinschaft Nachhaltige Landwirtschaft“ 
(FNL) auftritt. Oder wenn der Verband 
auf der „Eurotier“ für die neue Variante 
der Käfighaltung („Kleingruppenhaltung“) 
wirbt, gemeinsam mit den agrarindustriell 
dominierten Verbänden Zentralverband 
der Deutschen Geflügelwirtschaft und 
dem Bundesverband Deutsches Ei. Oder 
wenn er gegenüber den Zuchtkonzernen 
in Fragen der grünen Gentechnik oder der 
bäuerlichen Nachbau-Lizenzen allzu nach-
giebig agiert. 
Sogar auf die Seiten von top agrar dringt 
Kritik, wonach auf Druck „einzelner 
CMA-Gesellschafter“ die Preisvergleiche 
für Dünge- und Pflanzenschutzmittel un-
terbleiben, bei den Schweinepreisen die 
Namen der Schlachtereien nicht genannt 
werden oder die ZMP-Einstellung „zu 
handelsfreundlich“ sei. Ein Milchbauer: 
„Wir zahlen dafür, dass unsere Abnehmer 
besser dastehen.“

CMA ohne Nutzen 
In letzter Zeit ist die CMA vor allem auf 
juristischem Wege in Schwierigkeiten 
gebracht worden (die Bauernstimme be-
richtete, siehe auch S. 4). Kritiker wie der 
Hohenheimer Professor Tilman Becker 
weisen aber schon lange darauf hin, dass 
die CMA-Gemeinschafts-Werbung keine 
positiven Effekte für die Bauern erbringen 
könne: Es sei insgesamt nicht sinnvoll, 
z. B. für Käse zu werben auf Kosten des 
Wurstverzehrs – und in der folgenden 

CMA: Bauerngeld für Industrie-Interessen
Deutscher Bauernverband als Handlanger der Industrie

Wurst-Werbekampagne wieder umgekehrt 
(„Kannibalismuseffekt“). So sei die teure 
Sportschau-Werbung denn auch im we-
sentlichen eine Werbung für die CMA sel-
ber, um angehäufte 260-Millionen-Rückla-
gen rasch vor dem drohenden Zugriff des 
Staates zu „verbrennen“. 
Speziell für die deutsche Herkunft von 
Agrarprodukten darf die CMA ohnehin 
schon lange nicht mehr werben – das ver-
bieten die Wettbewerbsregeln der EU. Aber 
auch vorher war mehr als zweifelhaft, 
ob die Verbraucher unter dem Eindruck 
der CMA-Werbung wirklich gezielt nach 
„deutscher Ware“ fragten: Garantierten 
die CMA-Qualitätssiegel doch kaum mehr 
als die – ohnehin gültige – Einhaltung der 
gesetzlichen Vorschriften. So kam die Wer-
bung auch ausländischen Herstellern und 
Anbietern zugute – kein Wunder, dass sich 
z.B. die holländische Blumenindustrie fi-
nanziell zu fast 50 Prozent an der „deut-
schen Blumenwerbung“ beteiligte …

CMA abschaffen!
Angesichts all dieser Fakten ist es kein 
Wunder, dass die Forderung nach Abschaf-
fung der CMA bei Bauern hohe Akzeptanz 
findet. Es bliebe den Firmen der Ernäh-
rungsindustrie und des Agribusiness na-
türlich unbenommen, weiterhin Werbung 
und Exportförderung zu betreiben – dann 
allerdings mit eigenem Geld. Und die Bau-
ern könnten mit den CMA-Millionen auf 
ihren Höfen  – individuell oder kooperativ 
– endlich effektive Maßnahmen finanzie-
ren: für den regionalen Absatz bäuerlicher  
Qualitätsprodukte und für bessere Erzeu-
gerpreise. 
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sichtsrat KWS u.a.)
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Manfred Nüssel (Präsident DRV, Verwaltungsrat Rentenbank, 
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Für den Ökol. Landbau: Thomas Dosch (Bioland)
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